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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 26<> Oktober 196? 
unter Mitwirkung des Senatspräsidenten Dr. Pagendarm 
sov/ie der Bundesrichter Dr. Beyer., Gähtgens? Keßler 
und Dr. Reinhardt

für Recht erkannt:

Die Revision der Kläger zu 1) und 2) gegen 
das Urteil des 12. Zivilsenats des Oberlan­
desgerichts Hamm vom 19° März 1965 wird zu­
rückgewiesen.

Von den Kosten des Revisionsrechtszuges tra­
gen:
Io) die Kläger zu l) und 2) ihre außergericht­

lichen Kosten ganz*
2e) die bisher entstandenen Gerichtskosten und 

außergerichtlichen Kosten der Beklagten der 
Kläger zu l) zu l/5? die Klägerin zu 2) zu 3/5o

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Der am 15» Februar 1962 verstorbene Gastwirt 
Waldemar wurde gesetzlich beerbt von seinen Ge­
schwistern* nämlich den 3 Klägern sowie der Lehrerin 
Adele mm dem Uhrmacher Paul und der Mutter
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der Beklagten? Frau Luise LiJBf geborene zu je
l/6« Paul Moll verstarb am 29° März 1962? Adele M J H  
Anfang 1963; die Klägerin zu 2) erbte deren Erbantei- 
loo Luise L i ^ Bverstarb am 17° Februar 1962 und wur­
de von ihrer Tochter? der Beklagten? allein beerbte
Zum ungeteilten Nachlaß gehören im wesentlichen Grund­
stücke in verschiedene Gewerbebe­
triebe (Kino? Optiker- und Uhrenv/arengeschäft? 2 Gast- 
wirtschaften? Spielhalle und Eisdiele}*

Am 6„ Juni 1962 trafen die Kläger zu l) und 2)? 
die später verstorbene Adele MB K  und die Beklagte 
in notarieller Urkunde eine Vereinbarung? deren hier 
bedeutsame Bestimmungen wie folgt lauten? wobei der 
Kläger zu 1) als Erschienener zu 1)? Adele M / B  als 
Erschienene zu 2)? die Klägerin zu 2) als Erschienene 
zu 3) und die Beklagte als Erschienene zu 4) bezeich­
net sind:

"§ 2 o

Die von der Erbengemeinschaft? bestehend aus den 
Erschienenen zu l) - 3)P der Witwe Mathilde W| 

MflB? dein Uhrmacher Paul Moll und der 
Ehefrau Luise L i B K g G b o  geführten Gewerbebe­
triebe sollen nunmehr von den Beschienenen zu 7) - 
4) und der Witwe Mathilde ^ t B ?  inungeteilter Erbengemeinschaft lebend? fortgeführt 
werden*
§ 3
Eine Auseinandersetzung wegen der im § 1 und § 2 
dieser Verhandlung näher aufgeführten Vermögens­
werte ist bis zum Tode des Längstlebenden der Er­
schienenen zu 1.) - 3) ausgeschlossen* Ms ist unser 
iester Entschluß? diese Vermögenswerte zu&emmenzu-
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halten und die Gewerbebetriebe weiterzuführen«
Wir, die Erschienenen zu l) - 4^? erteilen hiermit 
unwiderruflieh der Erschienenen zu 2)

über die in den §§ 1 und 2 aufgeführten Grund­
stücke und Gewerbebetriebe verbindliche Verfügun­
gen gerichtlich und außergerichtlich zu treffen, 
die für uns verbindlich sind« Die Generalvollmacht 
berechtigt auch zur Abgabe von Erklärungen gegen­
über den Behörden, insbesondere dem Finanzamt,, Die 
Bevollmächtigte ist zu baulichen Änderungen befugt, 
wenn die Erhaltung des Grundbesitzes, insbesonde­
re seiner Wirtschaftlichkeit, dies erfordern« Bei 
wesentlichen Änderungen ist jedoch die Zustimmung 
der Hälfte der am verwalteten Vermögen beteilig­
ten Personen einzuholen»
Diese Generalvollmacht erlischt mit dem Tode der 
Erschienenen zu 2)« Von diesem Zeitpunkt an ver­
waltet die Erschienene zu 3) in Generalvollmacht 
der Erschienenen zu l) und 4) den Grundbesitz und 
die Gewerbebetriebe ungeteilt weiter« Diese Ge­
neralvollmacht wird hiermit ausdrücklich erteilt 
und endigt mit dem Tode der Erschienenen zu 3}«

Jeder Miterbe ist nach seinen Kräften zur Mitar­
beit in den Gewerbebetrieben verpflichtet« Der 
Umfang und die Art der Arbeitsleistung bleibt 
wie bisher; bei notwendigen Umstellungen ent­
scheidet die Generalbevollmächtigte für sämtli­
che Miterben verbindlich« «««
§ 7
Soweit nach den Vorschriften über die Ausübung 
von Gastwirtschaften (Gaststättengesetz) für die 
Portf ührungderGastwirt schaf tsbetrieb^^iden 
Häusern hH B B H B  Straße H B  und ^ H H H H i  H  b die Umschreibung der Konzession auf einen Erben 
oder die Erteilung einer neuen Konzession erfor­
derlich werden sollte, hat die Generalbevoll­
mächtigte, Miterbin Adele M H B s die erfordern-



chen Schritte zu veranlassene Es ist für diesen 
Fall vorgesehen, daß die Gastwirtschaft? Eisdie­
le und Spielhalle im Hause f l V
von der Erschienenen zu 4) weitergeführt wirdo 
Die erforderlichen Abmachungen für die Erben­
gemeinschaft bz\Yo für die Erschienenen zu l) - 4) 
trifft die Erschienene zu 2) mit dieser Miter- 
bin* Der Kinobetrieb sowie das Uhren- und Op­
tikergeschäft soll auf den tarnen des Erschienenen 
zu l) weitergeführt werden «,f

In den zum Nachlaß gehörenden Häusern in
Straße und 846? hatten die Beklagte und 

deren Mutter schon zu Lebzeiten des Erblassers eine-* 
Gastwirtschaft;, Eisdiele und Spielhalle betriebene 
Adele Mfli überli&S entsprechend dem Vertrag vom 6« Ju­
ni 1962 der Beklagten die weitere Bewirtschaftung die­
ser Betriebeo Die Beklagte sollte verpflichtet sein? 
den Ertrag der Betriebe an die Erbengemeinschaft zu 
Händen der Miterbin Adele M f D  nach Abzug eines ange­
messenen Entgelts für ihre Arbeit abzuführen0 Eine 
zeitliche Begrenzung für die Bewirtschaftung wurde 
nicht festgelegto Bach dem Tode der Adele M(//§ kam es 
zu Spannungen zwischen den Parteien« Die Kläger kündig­
ten daraufhin am 31 <> August 1963  den von ihnen sog« 
“Verwaltungsvertrag” zum 1 « Oktober 1 9 6 3 ° Sie verlan­
gen nunmehr von der Beklagten Bäumung und Herausgabe 
der von ihr bewirtschafteten Betriebe«

Sie haben die Ansicht vertreten? zwischen der Er­
bengemeinschaft und der Beklagten habe ein jederzeit 
kündbarer Geschäftsbesorgungsvertrag bestanden« Sie 
machen geltend: Bs liege im Interesse der Erbengemein­
schaft? wenn die streitigen Betriebe nicht länger von
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der Beklagten bewirtschaftet? sondern verpachtet 
würden« Hierzu haben sie vorgetragen: Der Erbenge- 
meinschaft verbleibe bei der bisherigen Art und Wei­
se der Abrechnung kein Gewinn» Die Beklagte führe 
zwar den Brios aus dem Bierausschank abzüglich ei­
ner Zapfverlustpauschale ab? die Erbengemeinschaft 
müsse aber das Bier bei den Brauereien bezahlen und 
die sonstigen Betriebsunkosten wie Licht? Gewerbe- 
und Lohnsteuern? Versicherungsbeiträge u.a.n. tragen»
Bei einer Verpachtung könne die Erbengemeinschaft ei­
nen Jahresertrag von 8 400 WL erzielen» Darauf sei sie 
heute auch angewiesen? weil die Einnahmen aus dem Kino­
betrieb? der früher die Haupteinnahmequelle gewesen sei? 
die Unkosten der Erhaltung der Haehlaßgegenstände nicht 
mehr deckten»

Die Kläger haben gegen die Beklagte weiter fol­
gende Vorwürfe erhoben: Ihre Wirtschafts- und Buchfüh­
rung sei unordentlich» Sie öffne trotz wiederholter 
Aufforderungen die Gastwirtschaft erst um 17 Uhr; da­
durch werde der Bierumsatz niedrig gehalten und die 
Erbengemeinschaft entsprechend geschädigt« Sie lasse 
den Plattenspieler so laut spielen? daß das alte Stamm­
publikum vergrämt werde und nunmehr jugendliche Gäste 
kämen? die die Gaststätte in Verruf brächten» Sie ha­
be die Bieranlage und den Bierkeller verschmutzen las­
sen» Die Sauberkeit der Gläser lasse zu wünschen übrig» 
Als der Bierbezug habe geändert werden müssen? habe 
sich die Beklagte geweigert? das neue Bier auszu­
schenken? und habe mit einer einstweiligen Verfügung 
gedroht«

r
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Die Kläger haben deshalb beantragt, die Beklag
te zu verurteilen, die im Hause B

Str<> flP? gelegene Gaststätte, sowie die im Hau­

halle und die im gleichen Hause gelegene Bisdiele, 
jeweils mit den dazu gehörenden Nebenräumen, zu räu­
men und an die Kläger herauszugeben,

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen* 
Sie ist der Ansicht, daß ihr durch den notariellen Ver­
trag vom 60 Juni 1962 die Stellung als Mitverwalterin 
der Erbengemeinschaft eingeräumt worden sei* Aus die­
ser Stellung könne sie gegen ihren Willen nur entfernt 
werden, wenn seit Abschluß dieses Vertrages eine we­
sentliche Änderung der Verhältnisse eingetreten wäre, 
insbesondere wenn neue Tatsachen hervorgetreten wären* 
die eine andere Art der Verwaltung erforderten, doh*, 
wenn jetzt ein wichtiger Grund zu einer solchen Maß­
nahme vorliegen würde, was die Beklagte jedoch ver­
neint • Sie weist darauf hin, daß die von ihr geführ­
ten Betriebe seit jeher in der Art und Weise bewirt­
schaftet worden seien, wie sie diese Betriebe auch heu­
te noch führeo Der Hauptgewinn aus der Gastwirtschaft 
sei seit jeher aus dem Bierumsatz geflossen* Da sie diê  
sen Gewinn abzüglich nur einer geringen 2apfverlust­
pauschale voll an die Erbengemeinschaft abführe, sei 
die Gastwirtschaft für die Erbengemeinschaft auch ren­
tabel* Da die Wirtschaft seit jeher als Schank- und 
nicht als Speisebetrieb geführt werde, reiche eine Öff­
nung erst um 17 Uhr auch aus, zumal sie auf diese' 'Weise 
die Gastwirtschaft allein betreiben und der Erbenge-

se B Str* gelegene Spiel-
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meinschaft erhebliche Lohnkosten ersparen könne » Die 
Beklagte bestreitet, die Gastwirtschaft seit Sommer 
1962 heruntergewirtschaftet zu haben und-behauptet 
im Gegenteil^ den Bierumsatz erheblich gesteigert 
zu haben» Sie bestreitet die gegen ihre Wirtschaftts- 
und Buchführung erhobenen Vorwürfe»

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen* Die 
Berufung der Kläger ist erfolglos geblieben» Mit 
ihrer Revision verfolgen die Kläger zu 1) und 2) ih­
ren Klageantrag weiter» Die Klägerin zu 3) hat nach 
dem Vortrag der Beklagten dieser während des Revisions­
verfahrens ihren Anteil am Nachlaß des Waldemar 
abgetreten» Der Prozeßbevollmächtigte der Kläger ist 
für sie in der Revisionsverhandlung nicht aufgetreten? 
Die Beklagte bittet, das Rechtsmittel der Kläger zu l) 
und 2) zurückzuweisen, gegen die Klägerin 2U 3) hat ihr 
Prozeßbevollmächtigter keinen Antrag gestellt, insbe­
sondere nach seiner ausdrücklichen Erklärung wegen 
der veränderten Interessenlage auch nicht zum Kosten- 
punkto

Entscheidungsgründe;

I»

Das Berufungsgericht läßt dahinstehen, ob der 
Vertrag vom 6» Juni 1962 eine VerwaltungsVereinbarung 
im Sinno der §§ 2038 Abs» 2, 745 3GB oder nur eine
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Nutzungsvereinbarung anderer Art zugunsten der Beklag­
ten enthalteo Es führt auss In beiden Fällen seien 
nämlich die Kläger darlegungs- und bev/eispflichtig 
dafür, daß das Nutzungs- und Besitzrecht der Beklag­
ten dui’ch wirksame Kündigung erloschen sei. Die Klä­
ger seien insoweit jedoch schon ihrer Darlegungspflicht 
nicht nachgekommeno Die Parteien des Vertragswerks 
vom 60 Juni 1962 hätten u 0a0 für die Beklagte ein Be­
sitz- und Nutzungsrecht besonderer Art an den jetzt 
herausverlangten Räumlichkeiten begründen wollen<> Die­
ses Recht der Beklagten sei jedenfalls als Ausfluß 
ihrer Miterbenstellung begründet worden und sei ihr 
insbesondere auch deswegen gewährt worden, weil zum 
einen die aus dem Nachlaß des Vaters der Kläger und 
des Großvaters der Beklagten stammenden herausverlang­
ten Räumlichkeiten schon seit Jahren von der Mutter 
der Beklagten bewirtschaftet worden seien, zum anderen 
weil die Beklagte in § 3 Abs<> 1 dieses Vertrages bis 
zum Tode u 0a0 der Kläger zu l) und 2) auf das Recht 
auf Auseinandersetzung der Erbengemeinschaft verzich­
tet hahOo Bei dieser Sachlage könne das der Beklagten 
vertraglich eingeräumte Besitz- und Nutzungsrecht je­
denfalls nicht ohne weiteres von der Generalbevollmäch­
tigten und auch nicht von der Mehrheit der Miterben 
einseitig gekündigt werden, da ansonsten die anderen 
Miterben mit dem Nachlaß in ihrem Sinne verfahren könn­
ten, ohne daß die Beklagte durch die Auseinandersetzung 
der Miterbengemainschaft an den ihr zustehenden Teil 
des Nachlasses gelangen könnte» Die übrigen Miterben 
könnten daher unter Berücksichtigung des auch unter 
Miterben geltenden Grundsatzes von Treu und Glauben



dieses Besitz- und Nutzungsverhältnis nur bei Vor­
liegen eines wichtigen Grundes kündigen« Dabei könne 
dahingestellt bleiben, ob eine solche Kündigung aus 
wichtigem Grunde auch das Recht der Beklagten begrün­
den würde, trotz entgegenstehender Vereinbarung die 
Auseinandersetzung der Miterbengemeinschaft verlangen 
zu können«

Ob nun der Vertrag vom 6» Juni 1962 eine der 
Beklagten das Recht zur Verwaltung und Bewirtschaf­
tung der Gaststätte einräumende Verwaltungsvereinba­
rung enthalte, oder ob er nur deren besonderes Besitz- 
und Hutzungsverhältnis im Sinne der vorstehenden Aus­
führungen begründe, könne bei der gegebenen Sachlage 
schon deshalb dahingestellt bleiben, weil in beiden 
Fällen eine Kündigung nur bei Vorliegen eines wichti­
gen Grundes möglich sei« Für ein etwa nur vorliegendes 
besonderes Besitz- und NutzungsVerhältnis im Sinne vor 
stehender Ausführungen sei dieses schon dargelegt; in 
Bezug auf eine VerwaltungsVereinbarung nach §§ 2038, 
745 BGB sei es jedenfalls anerkannten Rechts, daß die­
se bei unveränderter Sachlage gar nicht, sondern nur 
bei wesentlicher Veränderung der Sachlage oder bei Vor 
liegen eines sonstigen wichtigen Grundes durch Mehr­
heitsbeschluß der Mitorben abgeändert werden könne«

Die Kläger hätten keine Tatsachen vorgotragen, 
aus denen eine wesentliche Veränderung der Lage der 
Miterbengemeinschaft in der Zeit seit Abschluß des 
Vertrages oder ein anderer wichtiger Kündigungsgrund 
herzuleiten sei« Unstreitig bewirtschafte die Beklag-
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te die Gastwirtschaft heute noch genauso wie vor 
und bei Abschluß der Vereinbarung vom 6» Juni 1962« 
Deswegen sei insoweit keine Veränderung der Sachlage 
eingetreten» Deshalb gebe die Tatsache? daß keine 
klare Vereinbarung über die Einzelheiten der Wirtschafts­
führung getroffen worden sei? keinen Grund für die Ab­
änderung des Vertrages gegen den V/illen der Beklagten,.

Es möge sein, daß die Einnahmen aus dem zum Nach­
laß gehörenden Kinobetriob im Laufe der Jahre zurück­
gegangen seien» Die Kläger hätten jedoch nicht sub­
stantiiert vorgetragen? daß ein erheblicher Einnahme­
rückgang gerade seit dem 6» Juni 1962 eingetreten sei? 
was auch keineswegs in Bezug auf vergleichbare Kinobe­
triebe offenkundig sei»

Die Vorwürfe gegen die Buch- und Wirtschaftsfüh­
rung der Beklagten hält das Berufungsgericht teils für 
unerheblich? weil es die Beklagte nicht anders gehalten 
habe? als bisher, teils für unbegründet»

II»

Die Revision rügt? die Überzeugung'des Berufungs­
gerichts? ein Kündigungsgrund liege nicht vor? beruhe 
auf der Nichterschöpfung des Streitstoffes» Sie macht 
vor allem geltend? die Klausel in § 3 des Vertrages 
vom 6» Juni 1962 sei nicht gewürdigt? die lautet;
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"Jeder Miterbe ist nach seinen Kräften zur Mitarbeit 
in den Gewerbebetrieben verpflichtet0 Der Umfang 
und die Art der Arbeitsleistung bleibt wie bisher; 
bei notwendigen Umstellungen entscheidet die Ge­
neralbevollmächtigte für sämtliche Miterben ver­
bindliche "

Die Revision meint, danach hätten die Vertrags­
schließenden die Notwendigkeit einer "Umstellung" der 
Gewerbebetriebe bereits erkannt und die Entscheidung 
darüber in die Hand der Generalbevollmächtigten gelegt; 
da diese, die Klägerin zu 2), die Kündigung miterklärt 
habe, müsse also die Klage Erfolg haben, wenn die Um­
stellung notwendig gewesen sei 0 Das Berufungsgericht 
habe gleichwohl die Klage unter diesem Gesichtspunkt 
nicht gewürdigt, vielmehr die Befugnisse der General­
bevollmächtigten rechtsirrig für bedeutungslos gehal­
tene Nach dem Klagevortrag sei eine Umstellung drin­
gend erforderlich gewesen; diesen Vortrag habe das Be­
rufungsgericht unrichtig gewürdigt, weil es wesentli­
che Tatsachen außer acht gelassen lind einen angebotenen 
Beweis nicht erhoben habe«

Damit dringt dio Revision nicht durch« Es ist rich­
tig, daß das Berufungsgericht den Satz des § 3 des Ver­
trages: "Bei notwendigen Umstellungen entscheidet die 
Generalbevollmächtigte für sämtliche Miterben verbind­
lich" im Gegensatz zu den unmittelbar davorstehenden 
Sätzen des Vertrages nicht ausdrücklich gewürdigt hat« 
Daraus kann aber nicht geschlossen werden, es habe bei 
seinen Erwägungen diese Bestimmung übersehen, auf die 
die Kläger den Klageanspruch ausdrücklich mitgestützt 
haben (Schriftsatz vom 11« Februar 1964 S« 2;Berufungs-
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begründung So 5)* Denn es erwägt, wie auch die Re­
vision nicht verkennt, in anderem Zusammenhang, daß 
an verschiedenen Stellen des Vertragswerks die Stel­
lung der Generalbevollmächtigten besonders hervorge­
hoben sei und ob nicht deren Wille bei Unstimmigkei­
ten unter den Erben über die Verwaltung des Nachlas­
ses entscheidend sein solle» Das Berufungsgericht 
hat die Klausel also nicht übersehen, sondern ihr 
lediglich nicht die Bedeutung beigemessen, die die 
Revision ihr zulegen willo Es geht dabei in Überein­
stimmung mit der Rechtsprechung dos Bundesgerichts­
hofs (BGHZ 34, 367, 369 f) davon aus, die Mehrheit 
der Erbengemeinschaft könne bei wesentlicher Verände­
rung der Sachlage oder Vorliegen eines anderen wichti­
gen Grundes die Vereinbarung mit der Beklagten kündi­
gen» Das Berufungsgericht schließt auch keineswegs 
aus, daß ein erheblicher Rückgang der Einnahmen aus 
dem Filmtheater eine wesentliche Veränderung darstel­
len könnte» Da aber die Mehrheit der Erben einschließ­
lich der Generalbevollmächtigten die Kündigung erklärt 
haben, kommt es auf die Frage, ob die Generalbevoll­
mächtigte allein berechtigt war, die mit der Beklagten 
getroffene Vereinbarung außer Kraft zu setzen, nicht an, 
wenn die Wirksamkeit der Kündigung von einer wesent­
lichen Veränderung der Sachlage oder dem Eintritt ei­
nes wichtigen Grundes abhängt» Anders läge die Sache, 
wenn die fragliche Klausel dahin auszulegen wäre, die 
Generalbevollmächtigte könne eine betriebliche Umstel­
lung zu Lasten der Beklagten auch dann anordnen, wenn 
die wirtschaftliche Lage der Erbengemeinschaft dies 
ei*fordere, ohne daß eine wesentliche Änderung der Sach-
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läge, insbesondere ein wichtiger Grund zur Kündigung, 
entstanden sein müsse, falls also die Vereinbarung 
mit der Beklagten schon dann aufgehoben werden könn­
te, wenn die bereits bei ihrem Abschluß vorhandenen, 
vielleicht nicht richtig beurteilten wirtschaftli­
chen Verhältnisse der Erbengemeinschaft von Anfang 
an eine andere Regelung geboten hätten0 Wollte die Re­
vision die Klausel so auslegen, so könnte ihr nicht 
gefolgt werden« Bas Berufungsgericht hat, wie der Re­
vision einzuräuraen ist, sich mit dieser Auslegungsmög­
lichkeit nicht ausdrücklich auaeinandergesetzte Aus der 
oben wiedergegebenen Begründung seines Urteils er­
gibt sich indessen zv/eifeisfrei, daß es der Generalbe­
vollmächtigten insoweit keine stärkere Stellung zuer­
kannt hat, als der Mehrheit der Erben, welche die Ge­
neralvollmacht erteilt hat«,

Biese Auslegung beruht nicht auf Rechtsverstoß» 
Insbesondere ist es rechtlich nicht zu beanstanden, 
wenn das Berufungsgericht annimmt, bei der gegebenen 
Sachlage könnten die Generalbevollmächtigte und die 
Mehrheit der Miterben nach Treu und Glauben das der 
Beklagten vertraglich eingeräumte Besitz- und Hutzungs- 
recht nur bei einer wesentlichen Änderung der Lage der 
Erbengemeinschaft oder aus einem anderen wichtigen Grun­
de kündigen» Bieses Ergebnis wird von den vom Beru­
fungsgericht mit Recht hervorgehobenen Umständen ge­
tragen, daß der Beklagten die Rührung der Gastwirt­
schaft wio vorher ihrer Mutter in ihrer Eigenschaft 
als Miterbin eingeräumt wurde und daß sie auf das Recht 
der Auseinandersetzung der Erbengemeinschaft bis zum To-
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do der Kläger zu l) und 2) verzichtet hat» Dazu kommt, 
daß in dem Vertrage vom 6, Juni 1962 der Generalbevoll­
mächtigten eine starke Stellung eingeräumt ist» Würde 
die Beklagte gezwungen, die Gastwirtschaft abzugeben 
und würde die Erbengemeinschaft fortbestehen, dann 
wäre der Beklagten nicht nur die Tätigkeit entzogen, 
von der sie bisher ihren Lebensunterhalt mindestens 
zu einem maßgebenden Teil bezogen hat, sondern auch 
ihre Stellung in der Erbengemeinschaft einseitig da­
hin verschlechtert, daß sie einerseits von der tätigen 
Mitwirkung an der Verwaltung des Nachlasses ausgeschlos­
sen wäre, andererseits Gefahr liefe, an die Beschrän­
kung ihrer Miterbenrechte gebunden zu bleiben, die der 
Vertrag durch den Ausschluß der Auseinandersetzung und 
die Bestellung einer Generalbevollmächtigten bewirkt.
Es kann der Beklagten nicht zugemutet werden, diese 
Nachteile gegen ihren Willen hinzunehmen, wenn seit dem 
Vortragsschluß keine wesentliche Änderung der wirtschaft­
lichen Lage der Erbengemeinschaft eingetreten ist. Ob 
das, wie die Revision hilfsweise ausführt, anders wä­
re, wenn der bestehende 2ustand auch ohne wesentliche 
Änderung seit Vertragsschluß zu einer Gefährdung der 
wirtschaftlichen Existenz der Erbengemeinschaft führen 
würde, wenn die schlechte Ertragslage damals schon
bestanden hätte, aber in ihren Auswirkungen nicht er­
kannt worden wäre, bedarf keiner Erörterung, weil es in­
soweit an einem hinreichenden Tatsachenvortrag fehlt. 
Hierzu wäre die gesamte Lage der Erbengemeinschaft zu 
prüfen gewesen (Aktiven, Passiven, Einnahmen und Ausga­
ben in ihrer Entwicklung) und insbesondere auch die Prä­
ge, ob nicht andere, nicht oder nicht nur zu Lasten der
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Beklagten gehende Maßnahmen zum Erfolg führen könn­
ten» Die Angaben, die von Klägerseite im Laufe des 
Berufungsverfahreno für das Jahr 196? gemacht worden 
sind, geben für eine solche Prüfung ebensowenig eine 
hinreichende Grundlage wie die eingereichten Privat­
gutachten, die sich lediglich mit der Möglichkeit be­
fassen, die Einnahmen aus dem von der Beklagten ge­
führten Gastv/irtschaftsbetrieb zu erhöhen.

M e  Revision macht nicht mehr geltend, die Art der 
Geschäftsführung der Beklagten rechtfertige die Kün­
digung, sondern will einen Kündigungsgrund nur noch 
aus der behaupteten Notwendigkeit herleiten, aus dem 
Gaststättenbetrieb durch Verpachtung höhere Einnahmen 
für die Erbengemeinschaft zu erzielen« Wie oben dar­
gelegt, könnte indessen eine solche Notwendigkeit 
einen Kündigungsgrund nur abgeben, wenn sie auf einer 
wesentlichen Änderung der Verhältnisse seit Vertrags- 
Schluß beruhen würde« Bas Vorliegen dieses Erf order- 
nisses hat das Berufungsgericht ohne Rechtsverstoß 
verneint« Es ist mit Recht der Ansicht, die Kläger hät­
ten nicht substantiiert vorgetragen, daß im Kinobe­
trieb seit dem Abschluß des Vertrages vom 6« Juni 1962 
ein wesentlicher Rückgang der Einnahmen eingetreten 
sei« Die Revision weist zwar zutreffend darauf hin, 
daß die Beklagte im Schriftsatz vom 16« März 1965 
So 4 vorgetragen hat, das Kino sei in der Zeit der 
Verwaltungstätigkeit der Klägerin zu einem Zuschuß­
betrieb geworden« Biese allgemeine und in einem ande­
ren Zusammenhang gemachte Bemerkung sagt aber nichts 
darüber aus, daß der Ertrag des Lichtspieltheaters in
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der Zeit ab Vertragsschluß sich in einer für die wirt­
schaftliche Lage der Erhengemeinschaft bedrohlichen 
Weise verringert habe? was die Beklagte in ihrem 
sonstigen Vortrag bestreitet (Berufungsbeantwortung 
So 11 ? 12) und was mangels Vortrags vergleichbarer 
Jahresergebniase vom Berufungsgericht nicht festge­
stellt werden konnte« Es i3t insbesondere nicht dar­
getan, daß das Lichtspieltheater zur Zeit des Ver­
tragsabschlusses noch einen erheblichen Überschuß ab­
warf und daß die Verluste, die später eingetreten 
sein mögen, unvermeidlich waren» Ebenso fehlen nähere, 
der Nachprüfung zugängliche Angaben darüber, welche 
Beträge die Erbengemeinschaft einerseits von der Be­
klagten aus den Einnahmen der Gastwirtschaft erhal­
ten und welche sie andererseits für diese aufgewen­
det hat« Eines genaueren Vortrages hätte es insbeson­
dere bezüglich der Ausgaben bedurft, um der Beklagten 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben0 Der Vortrag, 
die Existenz der Erbengemeinschaft hänge von den Einnah­
men der Gastwirtschaft ab (Schriftsatz vom 9» März 1965 
So 2), war nicht auf entsprechende einzelne Tatsachen­
behauptungen gestützto Es liegt daher kein Verfahrens­
fehler darin, daß das Berufungsgericht den für diesen 
Vortrag angebotenen Sachverständigenbeweis nicht er­
hoben hato Dieser Beweis wäre erst zu*erheben gewesen* 
wenn hinreichende Tatsachen, auf die der Sachverständige 
sein Gutachten hätte aufbauen können, vorgetragen und 
notfalls bewiesen worden wären, insbesondere über die 
Höhe der Einnahmen und Ausgaben der Erbengemeinschaft» 
Ebensowenig liegt ein Hochtsfehler darin, daß das Be­
rufungsgericht aus den von den Klägern vorgelegten Gut-
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achten des Sachverständigen Knocke und des Vereins 
zur Förderung des Hotel- und Gaststättengewerbes 
keine Schlüsse zugunsten der Kläger gezogen hato 
Auf die Frage, ob sich die Einnahmen aus der Gast­
wirtschaft erhöhen lassen, allein kam es nicht ent­
scheidend an9 sondern - wie ausgeführt - darauf, 
ob sich die Verhältnisse der Erbengemeinschaft seit 
Vertragsschluß wesentlich geändert habeno Abgesehen 
davon geben die eingereichten Gutachten deshalb nicht 
die Möglichkeit eines zuverlässigen Vergleichs zwi­
schen den Einnahmen, die die Erbengemeinschaft von 
der Beklagten bezieht,und denen, die sie von einem 
Pächter der Gastwirtschaft beziehen könnte, weil ei­
nerseits eine Abrechnung über die tatsächlichen Ein­
nahmen nicht vorgolegt ist und andererseits die Gut­
achten in Gestalt der errechneten Pachten nur Rohein­
nahmen, aber nicht die erzielbaren Reineinnahmen ange- 
ben« Auch dem als übersehen gerügten Vortrag der Be­
klagten, daß in der Gaststätte erhebliche Ausbesse­
rungen nötig seien und daß sie - Beklagte - ange­
sichts der überaus schlechten Ertragslage sich für 
1964 einen Gesamtreingewinn von nur 362,97 DM errech­
net habe, mußte das Berufungsgericht keine Hinweise da­
für entnehmen, daß in den Verhältnissen der Erbenge­
meinschaft seit Vertragsschluß eine wesentliche Ände­
rung eingetreten sei«

Damit erweist sich die Revision der Kläger zu 1) 
und 2) als unbegründet« Hinsichtlich der Klägerin 2u 3 
war von einer Entscheidung abzusehen• Denn der Prozeß­
bevollmächtigte der Kläger ist für sie nicht aufgetre-
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ton, der Prozeßbevollraächtigte der Beklagten hat 
eine Entscheidung gegen sie wegen der behaupteten 
Erbteilsübertragung nicht gewünscht und die Kläger 
sind nicht in der Weise notwendige Streitgenossen, 
daß sie nur zusammen befugt wären den Hechtsstreit 
zu führen; auch ein einzelner Miterbe wäre klage­
berechtigt gewesen (§ 2039 BOb K  Deshalb ist es 
auch rechtlich möglich, daß ein Miterbe, der sich 
zunächst am Hechtsstreit beteiligt hatte, aus die­
sem ausscheidet oder das Verfahren nicht weiterbe­
treibt o

Hach §§ 97 Abs* 1, 100 Abs« 1, 2 ZPO haben die 
Kläger zu l) und 2) die Kosten des Hovisionsrechts- 
zuges im Verhältnis ihrer Beteiligung am Nachlaß zu 
tragen» wobei der Anteil der obsiegenden Beklagten 
außer Betracht zu bleiben hate

IDr» Pagendarm .'ör, Beyer Gähtgens

Keßler Br., Heinhardt
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